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Wirtschaftskrise, Austeritätspolitik und das 
Europäische Sozialmodell* 

Arne Heise, Hanna Lierse

1. Sozialpolitik im europäischen Einigungsprozess

Die Spatzen pfeifen es von den Dächern: Der Sozialstaat ist zum Sa-
nierungsfall geworden und muss deshalb reformiert oder, um im Bilde zu 
bleiben, rekonstruiert und modernisiert werden. Globalisierung und eu-
ropäische Integration, die demografische Entwicklung und Individualisie-
rungsprozesse in den Gesellschaften haben über lange Zeit hinweg am 
sozialstaatlichen Fundament der Mitgliedstaaten der EU genagt. Wenn 
nicht bald mit den Sanierungsarbeiten begonnen wird, so die landläufige 
Konnotation, dann bricht der Sozialstaat unter seiner Kosten- und Umver-
teilungslast zusammen. Was seit nunmehr fast zwei Jahrzehnten die gän-
gige sozialpolitische Perspektive von Wissenschaft und Politik ist, droht 
nach der jüngsten Weltfinanzkrise und der in der Folge fast überall einge-
schlagenen ‚absurden Austeritätspolitik‘1 zum neuen Handlungsimperativ.

Bevor wir uns im Folgenden den Entwicklungstendenzen der europäi-
schen Sozialstaaten – dem Europäischen Sozialmodell (ESM) – insbeson-
dere unter den Bedingungen allgemeiner Konsolidierungsnotwendigkeiten 
nach dem Emporschnellen der Staatsverschuldung im Laufe der jüngsten 
Weltfinanzkrise beschäftigen wollen (Abschnitt 2), erfolgen zunächst ein 
paar allgemeine Bemerkungen zur besseren Einordnung der Diskussion 
(Abschnitt 1). Nach einer Gegenüberstellung der Sparprogramme in den 
ausgewählten Ländern (Abschnitt 3) folgt dann ein kurzes Fazit (Abschnitt 
4), in dem die Diskussionslinien des ersten Abschnitts wieder aufgenom-
men werden.

 1.1 Sozialstaat oder Wohlfahrtsstaat?

Im allgemeinen Sprachgebrauch, aber auch in der sozialwissenschaftli-
chen Literatur werden die Begriffe  Sozial- und Wohlfahrtsstaat gemeinhin 
synonym gebraucht. Wir möchten hingegen die Bezeichnung ‚Wohlfahrts-
staat‘ nur dann verwenden, wenn es bei staatlichen Eingriffen nicht nur 
um soziale Korrektur- oder Sicherungsfunktionen geht, sondern um brei-
tere gesellschafts- und wirtschaftspolitische Eingriffe zur Steigerung der 
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gesellschaftlichen Wohlfahrt. ‚Sozialpolitik‘ i. e. S. soll für die Sicherung 
gegenüber den fünf elementaren Lebensrisiken – Alter, Krankheit, Arbeits-
losigkeit, Unfall und Armut – reserviert bleiben und folglich ‚Sozialstaat‘ 
auf diesen Kern verweisen. Wohlfahrtsstaatliche Politik hingegen benötigt 
neben den Instrumenten der ‚Sozialpolitik‘ i. e. S. also eine kollektiv getrof-
fene, demokratisch legitimierte Zielsetzung (z. B. über Umverteilungsaus-
maße, Marktbegrenzungen bzw. ‚Dekommodifizierungsbereitschaft‘ etc.) 
und eine breite gesellschaftspolitische Einbettung von der makroökono-
mischen Steuerung über die Familienpolitik bis hin zur Bildungspolitik als 
Grundlage von Partizipation und Inklusion in einem nicht ausschließlich 
marktlichen Sinne. 

Im Rahmen dieser Unterscheidung wird es hier nur um die Sozialstaat-
lichkeit in der EU – und das Europäische Sozialmodell soll sich genau 
darauf beziehen – gehen, nicht um die weiter gefasste Wohlfahrtsstaat-
lichkeit. Dies ist einerseits einer notwendigen Einschränkung des Unter-
suchungsgegenstandes geschuldet, spiegelt aber auch den oben ange-
deuteten Perspektivwandel der Aufgabenzuschreibung an ‚Sozialpolitik‘ 
nach dem Ende des ‚keynesianischen Wohlfahrtsstaats‘ wider: Die drei 
objektiven Prozesse

•	 Globalisierung/europäische Integration,
•	 Individualisierung,
•	 Alterung

haben vor dem Hintergrund der in den letzten drei Jahrzehnten domi-
nanten neoliberalen Ideologisierung dazu geführt, dass Sozialpolitik fast 
ausschließlich angebotstheoretisch als anreizbedingte Allokationsverzer-
rung verstanden wird, deren kollektiv umverteilender (nachfragetheore-
tisch begründbarer) Inhalt zugunsten größerer individueller Äquivalenz 
zurückgefahren und womöglich privat bereitgestellt werden muss, damit 
gleichermaßen angebotsseitig und wettbewerbskonform größtmögliche 
Effizienz und finanzielle Nachhaltigkeit (Ökonomisierung) gewährleistet 
werden kann.

Mit der Unterscheidung zwischen Wohlfahrts- und Sozialstaat soll auch 
verdeutlicht werden, dass das Ergebnis der ‚sozialpolitischen Modernisie-
rungsanstrengungen‘ eben nicht das Ende des Sozialstaates sein wird, 
wohl aber eine markante Änderung in der materiellen Ausgestaltung, der 
Struktur zwischen kollektiven und individuellen Anteilen, der Finanzierung 
und eben auch der Anspruchsberechtigung und Legitimation beinhaltet. 
In diesem Sinne wird auch die einstige Gegenüberstellung ‚Europa (aus-
gebaute Wohlfahrtsstaaten) versus USA (begrenzter Sozialstaat)‘ besser 
verständlich und, nimmt man die oben skizzierte Entwicklung in Betracht, 
auch klarer, weshalb Jens Alber (2006) keine systematische Differenz 
(mehr) zwischen Europa und den USA erkennen kann, die die besondere 
Betonung eines ‚Europäischen Sozialmodells‘ rechtfertigen würde. 
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1.2 Die unterschiedlichen Sozialstaatsmodelle in der EU oder:  
Gibt es ein Europäisches Sozialmodell?

Die europäischen Sozialstaaten sind nicht nur historisch recht disparat 
entstanden, sie entsprechen auch der Unterschiedlichkeit der europäi-
schen Wirtschaftsmodelle2 – wobei sich dies ebenso auf die materielle 
Höhe der sozialen Sicherung wie auch auf den Grad der Dekommodifizie-
rung, die Art der Finanzierung, die strukturelle Verteilung der Sicherungs-
bedürfnisse auf die verschiedenen Notlagen und deren Institutionalisie-
rung bezieht. Nach der bekannten Unterscheidung von Esping-Andersen 
(1990) können wir also mindestens drei Sozialstaatstypen in der EU un-
terscheiden:

•	 den sozialdemokratischen oder skandinavischen Typ,
•	 den sozialkonservativen oder kontinentalen Typ,
•	 den liberalen oder angelsächsischen Typ.
Mit der Osterweiterung dürfte sich diese Vielfalt noch weiter erhöht ha-

ben3 – von einem oder gar ‚dem‘ Europäischen Sozialmodell kann also 
zunächst keine Rede sein. Allerdings mag entweder der oben angedeu-
tete Wandlungs- und Modernisierungsprozess der verschiedenen Sozial-
staaten in der EU zu einem gemeinsamen Modell konvergieren, anderer-
seits kann das ‚Europäische Sozialmodell‘ auch als Denkfigur für einen 
(neuen?) Integrationstyp stehen, der sich wieder stärker vom US-Modell 
abzuheben vermag.

1.3  Europäische Integration als Motor der Konvergenz?

Die Literatur zur künftigen Entwicklung der Sozialstaatlichkeit in der EU 
ist lang und ohne eindeutiges Ergebnis. Die oben erwähnten objektiven 
Faktoren und insbesondere die Anforderungen der europäischen Integ-
ration betreffen zwar alle Mitgliedstaaten, dennoch sind die nationalen 
Anpassungspfade grundsätzlich durchaus offen: Einerseits mag man 
Sapir et al. (2003) zustimmen, die vor dem Hintergrund der neoliberalen 
Ideologisierung und der EU-Integrationsarchitektur nur das liberale Modell 
für überlebensfähig halten und mithin eine entsprechende Konvergenz 
prognostizieren, man mag andererseits aber auch Strüncks (2008) Ein-
schätzung teilen, wonach nicht nur das Sozialstaatsmodell vom zugrunde 
liegenden Wirtschaftsmodell geprägt wird, sondern auch die Moderni-
sierungs- und Anpassungspfade dem jeweiligen Wirtschaftsmodell an-
gepasst werden und mithin Divergenzen bestehen bleiben und allenfalls 
langfristig unterschiedliche Hybridmodelle entstehen werden. In gewisser 
Weise zwischen diesen Positionen liegt Buschs (2005; 2009) Argumen-
tation, der im System der Wettbewerbsstaaten – zu dem die neoliberale 
Architektur der EU geführt hat4 – eine Konvergenz zu einem Hybridmodell 
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zu erkennen glaubt, die der Tatsache Rechnung trägt, dass die Sozial-
systeme zu bedeutenden Wettbewerbsfaktoren insbesondere im einheit-
lichen Währungsraum (also der EWU) geworden sind. Im Rahmen der 
‚Methode der offenen Koordinierung‘ – dem weichen Governance-Modus 
im Bereich der EU-Sozialpolitik – sind praktisch überall Entwicklungen der 
Rekommodifizierung, der Privatisierung und der Absenkung der Siche-
rungsleistungen zu erkennen.   

Hier kann nicht auf die einzelnen Strukturmerkmale des vermeintlichen 
Konvergenzprozesses im Detail eingegangen werden. Letztlich ist mit der 
‚Ökonomisierung‘ aber vor allem auch ein Rückbau des Sicherungsni-
veaus zur Reduktion angeblicher Allokations- und Wettbewerbsprobleme 
verbunden. Wirft man einen Blick auf die relativen Sozialausgaben ver-
schiedener Länder (Abbildung 1) mit unterschiedlichen Sozialstaatsmo-
dellen, so lässt sich allerdings eine allgemeine Abwärtsspirale der Siche-
rungsniveaus nicht erkennen.5

Abbildung 1: Sozialausgaben in % des BIP (1980-2005)

Quelle: OECD, Country statistical profiles 2009

 
 

 

 
 
 
 
 
 

10

15

20

25

30

35

1980 81 82 83 84 85 86 87 88 89 90 91 92 93 94 95 96 97 98 99 2000 2001 2002 2003 2004 2005

Deutschland Frankreich Irland Griechenland Spanien

Slowakei Polen Schweden Dänemark

Einige Mitgliedstaaten haben, unabhängig von der Modellzugehörigkeit 
(Frankreich als Beispiel des kontinentalen Modells, Dänemark als Beispiel 
des skandinavischen Modells und Polen als Vertreter der MOE-Länder), 
gar eine eher steigende Sozialausgabenquote zu verzeichnen, nur in we-
nigen Ländern (z. B. Irland als Vertreter des liberalen Modells, die Slowa-
kei als Vertreter der MOE-Staaten und Schweden als Vertreter des skan-
dinavischen Modells) sinkt die Sozialausgabenquote tendenziell – wobei 
in allen Fälle am aktuelleren Zeithorizont eher eine Stagnation denn ein 
klarer (Abwärts-)Trend festzustellen ist.

Wenn also die Konvergenz zu einem verallgemeinerbaren ‚Europäi-
schen Sozialmodell‘ mit einer ernsthaften Gefährdung der sozialen Errun-
genschaften in der EU verbunden sein soll, muss andere Evidenz erbracht 
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werden. In Abbildung 2 wird deshalb nicht ausschließlich auf die Entwick-
lung der Sozialausgabenquote abgestellt, sondern diese in Verbindung 
zum Entwicklungsstand einer Volkswirtschaft (BIP pro Kopf) gebracht. 
Denn bei der sozialen Sicherung handelt es sich um ein öffentliches Gut, 
dessen Nachfrage seitens der Konsumenten (der Bürger) mit steigendem 
Einkommen zunimmt (positive Einkommenselastizität).

Abbildung 2: Korrelation von Sozialausgaben und Pro-Kopf-Ein-
kommen

Anmerkung: Folgende Länder wurden ausgewählt: D, F, NL, DK, I, GR, ES, BE, SWE, A, 
IRL, SLO, TCH, PL.
Quelle: OECD, Country statistical profiles 2009.
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Die inkriminierten Dumpingpraktiken würden sich jetzt nicht erst bei ei-
ner absolut sinkenden Sozialleistungsquote, sondern bereits bei Sozial-
leistungsquoten zeigen, die nicht dem wirtschaftlichen Entwicklungsstand 
entsprechen, wenn sich tatsächlich ein positiver Zusammenhang (Korre-
lation) beider Größen messen lässt. Abbildung 2 weist diese Korrelation 
zu unterschiedlichen Zeitpunkten aus: 1980 und 1990 kann tatsächlich 
von einem hohen und sogar zunehmenden Bestimmtheitsmaß gespro-
chen werden – trotz aller Variationen entlang der Sozialstaatsmodelle. Die 
Höhe der Sozialausgabenquote wird danach zu 57% (1980) bzw. sogar 
71% (1990) durch den Entwicklungsstand erklärt – die Zunahme des Be-
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stimmtheitsmaßes wird vor allem dadurch verständlich, dass Griechenland 
nach dem EU-Beitritt seine Sozialausgaben überdurchschnittlich erhöhte 
und sich dem (materiellen) europäischen Entwicklungspfad anpasste.  

Das Bild ändert sich allerdings, wenn wir die Zeitpunkte 2000 und 2005 
betrachten: Nun hat sich die enge Korrelation weitgehend aufgelöst – 
gerade einmal noch ca. 16-17% der Sozialausgaben werden durch den 
Entwicklungsstand der Volkswirtschaften den Mitgliedsstaaten erklärt. 
Verantwortlich für diese Entwicklung sind zumindest relative Dumping-
praktiken in Ländern des liberalen (Irland) und des mittel- und osteuro-
päischen Typs (Slowakei), die ihre sozialstaatlichen Systeme nicht ent-
sprechend der Steigerung ihrer Wirtschaftskraft ausbauen, aber auch 
Länder des kontinentalen Typs (Niederlande) tragen durch einen Rückbau 
der Sozialstaatlichkeit dazu bei, dass Sozialpolitik immer mehr zu einem 
Standort- und Wettbewerbsfaktor in der EU wird.

1.4 Das Europäische Sozialmodell als Legitimationspotenzial  
unter Druck

Die Entwicklungen in Sozialstaaten hängen von vielfältigen realpoliti-
schen Machtkonstellationen ab, sie sind nicht ausschließlich ökonomisch-
funktionalen oder ideologischen Erwägungen geschuldet. Trotz zahlrei-
cher objektiv und subjektiv belastender Faktoren ist auch im europäischen 
Modernisierungsprozess nicht mit einem simplen Herunterkonkurrieren 
der Sozialstandards zu rechnen. Andererseits legen die empirischen 
Daten durchaus nahe, dass der noch in den 1980er- und 1990er-Jahren 
erkennbare materielle Entwicklungspfad verlassen oder jedenfalls nicht 
länger den Bezugsrahmen bilden wird. Je größer die objektiven Belas-
tungsfaktoren und der Perspektivwandel der Wohlfahrtsstaatlichkeit in 
Richtung ‚Ökonomisierung‘, desto eher ist eine entsprechende Entwick-
lung zu erwarten. Insofern ist es durchaus wichtig, ob das ‚Europäische 
Sozialmodell‘ – insbesondere nach den ernüchternden Erfahrungen der 
europäischen Politikakteure mit der zumindest skeptischen, wenn nicht 
gar ablehnenden Haltung der Bürger in der EU, die sich auch im geschei-
terten Versuch zeigte, eine europäische Verfassung durchzusetzen – als 
eine positive Vision einer vom US-Modell verschiedenen Sozial- oder gar 
Wohlfahrtsstaatlichkeit entwickelt wird. 

Genau hierin, im Versuch, das ‚soziale Defizit‘6 durch eine stärkere Be-
rücksichtigung der sozialen Komponente zu verringern, bestand die Strate-
gie des früheren EU-Kommissionspräsidenten Jacques Delors. Mit Delors 
ist nicht nur die weitere ökonomische Integration im Rahmen der Projek-
te des ‚Gemeinsamen Binnenmarktes‘ und der ‚Währungsunion‘ verbun-
den, sondern auch die Prägung des Begriffs ‚Europäisches Sozialmodell‘. 
Delors war klar, dass allein marktschaffende Integrationsschritte nicht 
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ausreichen würden, um die EU-Skepsis der 1980er-Jahre (‚Eurosklerose‘) 
zu überwinden, zumal die zunehmende Inkongruenz von Marktreichweite 
und Marktregulierung nationale Sozialstandards unter Druck zu bringen 
drohte – es zeigten sich eben die Grenzen ‚semi-souveräner‘ Staaten.7 
Bedingten sich für den Sozialisten Delors deshalb ökonomische und so-
ziale Integration noch – das ‚Europäische Sozialmodell‘ Delors’scher Vi-
sion darf deshalb noch als ernsthafter Versuch verstanden werden, die 
wohlfahrtsstaatlichen Traditionen Europas zu verteidigen und als Legiti-
mationsreserve für die europäische Integration zu begreifen –, so müssen 
spätere EU-Kommissionen als wesentliche Motoren des Perspektivwan-
dels angesehen werden.8 Damit setzen sich in der EU-Kommission ‚im 
Kampf um die europäische Integration‘9  jene Kräfte durch, die noch in der 
Delors-Kommission mit dem teilweise als ‚neukeynesianisch‘10 bezeich-
neten Weißbuch ‚Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit, Beschäftigung‘ in 
Schach gehalten wurden. Dies geschah erstaunlicherweise zu einer Zeit, 
als sich mit der Übernahme von Regierungsämtern von Sozialdemokraten 
in vielen, insbesondere aber den wichtigsten EU-Mitgliedsstaaten ein ‚win-
dow of opportunity‘ eröffnete, einen tatsächlich ‚eurokeynesianisch‘ ge-
prägten Entwicklungspfad festzuschreiben bzw. zu erneuern. Der mit dem 
Rücktritt Oskar Lafontaines von allen Partei- und Regierungsämtern zu-
gunsten der ‚linken Angebotspolitiker‘11 in der SPD entschiedene Zwist in 
der ersten Schröder-Regierung zeigt exemplarisch die Unsicherheit über 
den künftigen wirtschafts- und sozialpolitischen Kurs der europäischen 
Sozialdemokratie12 und erklärt nicht nur, weshalb sich dieses Möglichkei-
tenfenster ungenutzt recht bald wieder schloss, sondern auch, warum die 
EU-Kommission leichtes Spiel hatte, ihre Vorstellungen vom ‚sozialinvesti-
ven Staat‘, von der humankapitalorientierten, anreizkompatiblen Beschäf-
tigungsfähigkeit statt der quantitativ orientierten Beschäftigung(smenge) 
als feste Konnotation des ‚Europäischen Sozialmodells‘ und der als wei-
tere Legitimationshilfe im Amsterdamer Vertrag eingefügten Beschäfti-
gungspolitik zu etablieren. Für Hofbauer (2007) nutzt die Kommission in 
der breiten Bevölkerung positiv besetzte Begriffe (Europäisches Sozial-
modell, Beschäftigungspolitik), um gleichermaßen die Legitimation und 
Akzeptanz der vornehmlich ökonomischen Integration zu erhöhen, wie 
die ‚Ökonomisierung‘ des Sozialen hinter scheinbar Vertrautem verborgen 
und uminterpretiert wird.

Ob die jüngste Weltfinanzkrise noch einmal zu einem jener ‚handfes-
ten gesellschaftlichen Konflikte‘ führt, „durch die hindurch emanzipative 
Kräfte die Agenda mitbestimmen und die aktuell dominierenden Projekte 
schließlich zurückgewiesen werden“,13 wird sich erst noch zeigen müs-
sen. Neben einem temporären Legitimationsverlust orthodox-neoliberaler 
Wirtschafts- und Finanzkonzepte auf ideologischer Ebene14 hat die Welt-
finanzkrise zunächst einmal auf ganz politisch-praktischer Ebene zu einer 
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enormen Belastung der öffentlichen Haushalte geführt. 
Fast parallel kam es im Jahr 2009 in ganz Europa zu einer tiefen De-

pression, wie es sie in dieser Größenordung (und Reichweite) seit der 
Weltwirtschaftskrise Anfang der 1930er-Jahre nicht mehr gegeben hat. 
Der Unterschied zu den 1930er-Jahren zeigte sich allerdings in der beson-
nenen Reaktion der politisch Verantwortlichen und der positiven Wirkung 
der sozialstaatlichen Sicherung: Mittels diskretionärer Konjunktur- und 
weitreichender Finanzmarktstabilisierungsprogramme und der sozialpo-
litisch verantworteten ‚automatischen Stabilisatoren‘ wurde eine weitere 
Destabilisierung der Realwirtschaft und der vollständige Zusammenbruch 
der internationalen Finanzmärkte verhindert – allerdings mit den entspre-
chenden Konsequenzen für die öffentlichen Haushalte. Die strukturelle 
Neuverschuldung stieg überall weit über die vom Stabilitäts- und Wachs-
tumspakt (SWP) vorgesehene Marke eines ausgeglichenen Haushalts, 
die ‚automatischen Stabilisatoren‘ fügten überall noch einmal einige Pro-
zentpunkte Defizit hinzu. Deutschland, obwohl von der Finanzkrise leicht 
überdurchschnittlich getroffen, erlitt noch die geringsten Verwerfungen – 
hier zeigte sich die beiden Gesichter der starken Exportorientierung der 
Bundesrepublik: Dem starken Konjunktureinbruch wurde weniger durch 
diskretionäre Maßnahmen15 als durch das Vertrauen auf die Wettbewerbs-
stärke der deutschen Wirtschaft im überraschend starken Aufschwung 
insbesondere einiger Schwellenländer im Jahre 2010 begegnet. Andere 
Länder – vor allem Griechenland, Spanien und Großbritannien – setzten 
hingegen stärker auf eigene Konjunkturstabilisierung bzw. benötigten grö-
ßere Finanzmittel zur Bankenstabilisierung.

Überall stieg die Staatsverschuldung stark an und macht damit ein 
Jahrzehnt der – allerdings nur bescheidenen – Konsolidierung zunichte. 
Damit wird auch das neuerliche Konsolidierungsausmaß deutlich, wenn 
die im SWP angepeilte Verschuldungsgrenze von 60% des BIP als Maß 
nachhaltiger Finanzpolitik Bestand behalten soll: lediglich Rumänien und 
Lettland, die von sehr niedrigen Schuldenstandniveaus nach der gesell-
schaftlichen und ökonomischen Transformation ausgingen, unterschreiten 
die Marke noch. Aber auch diese Tatsache kann natürlich nicht bestrei-
ten, dass die strukturellen Defizite in Relation zum Wirtschaftswachstum 
erheblich zurückgefahren werden müssen, wenn ein dauerhaftes Anstei-
gen der Staatsverschuldung verhindert werden soll. Die schon immer sehr 
sensible Frage der Finanzpolitik ist und bleibt, ob dies durch Steuerer-
höhungen, Steuersenkungen, konsumtive (soziale) oder investive Ausga-
bensenkungen oder -erhöhungen erreicht werden soll. Die herkömmliche 
Auffassung, dass konsumtive – d. h. insbesondere soziale – Ausgaben-
senkungen Steuerhöhungen vorzuziehen sind, wird jedenfalls durchaus 
bestritten.16
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2. Haushaltskonsolidierung in ausgewählten europäischen  
Ländern

Nachdem wir uns im vorangegangenen Kapitel mit einer theoretischen 
Debatte zur Einordnung und Entwicklung der Sozialsysteme der europä-
ischen Länder beschäftigt haben, werden im Folgenden die Effekte und 
Veränderungen, die mit der jüngsten Wirtschaftskrise einhergingen, näher 
betrachtet. Ende 2008 brach das Wirtschaftswachstum Europas ein, die 
Arbeitslosigkeit vieler Mitgliedsländer stieg stark an, und mit dem Versuch, 
eine lang anhaltende Rezession zu verhindern, setzten die Staaten eine 
Vielzahl an Maßnahmen durch, um das Bankensystem zu stabilisieren 
und die Konjunktur anzukurbeln. Auch die automatischen Stabilisatoren 
ließen die öffentlichen Defizite stark ansteigen, sodass es kaum mehr ei-
nem Land gelingt, den Stabilitäts- und Wachstumspakt einzuhalten. Nach 
diesen kurzfristigen Rettungsaktionen richtet sich der Fokus nun jedoch 
wieder auf die steigende Schuldenlast der öffentlichen Haushalte, die mit 
der Krise einherging. 

Im Oktober 2009 starteten die Staaten eine fiskalpolitische ‚Exit-Strate-
gie’, um die seit Beginn der Wirtschaftskrise enorm gestiegenen Staats-
schulden abzubauen. Diese Ausstiegsstrategie soll über die Rückführung 
der Konjunkturpakte hinausgehen und von weiteren Einsparungen und 
strukturellen Reformen unterstützt werden, ohne dabei die Wachstums-
potenziale einzuschränken. Während die Europäische Kommission vor-
schlägt, die Konsolidierungsmaßnahmen spätestens 2011 umzusetzen, 
verabschiedeten die meisten Staaten 2010 weitreichende Kürzungen 
und Reformen, und einige begannen den Konsolidierungsprozess sogar 
schon im Jahre 2009. 

Während kein Mitgliedsland der Europäischen Union von den Konsoli-
dierungsversuchen verschont bleibt, so sind der Umfang, die Art der Maß-
nahmen und deren Auswirkungen auf die Sozialsysteme bislang nicht sys-
tematisch und vergleichend betrachtet worden. Die folgende Analyse soll 
genau dazu beitragen und herausfinden, ob und wie die sozialen Siche-
rungssysteme der Mitgliedsstaaten von den Einsparungen und den struk-
turellen Reformen betroffen sind. Darüber hinaus wird geklärt, ob die Kri-
se als Motor der sozialpolitischen Konvergenz der Mitgliedsstaaten diente. 
Aufbauend auf die vorangehende theoretische Diskussion über die Ent-
wicklung der Sozialsysteme in Europa gehen wir davon aus, dass sowohl 
länder- und typenübergreifende Ähnlichkeiten als auch nationale pfad- 
abhängige Entwicklungen der Sozialsysteme zu verzeichnen sind. Insbe-
sondere wird angenommen, dass die Krise als Auslöser einer weiteren 
Konvergenz hin zu einem sozialinvestiven Sozialsystem darstellt, der die 
Dekommodifizeriung des Gegenstandes Sozialpolitik weitgehend aufhebt.

Im Folgenden werden die Konsolidierungsprogramme von sechs eu-
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ropäischen Staaten (Stand: Herbst 2010) und deren Auswirkungen auf 
die Sozialsysteme näher betrachtet. Im Vordergrund steht eine Anzahl an 
Staaten, die besonders hart von der Krise betroffen waren und darüber 
hinaus die Pluralität der sozialstaatlichen Typen Europas widerspiegeln. 
Während Deutschland ein kontinentales Beispiel ist, dient Großbritannien 
als liberales Modell, Spanien und Griechenland als südeuropäische Bei-
spiele, Rumänien als mittel- und osteuropäischer Typ, und Island kann im 
weitesten Sinne dem sozialdemokratischen Modell zugeordnet werden. 

2.1 Die Grundpfeiler des deutschen Sparprogramms

Die Regierung Merkel veröffentlichte mit dem Finanzplan 2010-2014 
und dem Bundeshaushalt 2011 die Grundpfeiler der deutschen Konsoli-
dierungspolitik: Bis 2014 sollen 80 Mrd. Euro eingespart werden, was jähr-
lich 0,8% des BIP entspricht. So soll bis 2013 die Defizitgrenze des Euro-
päischen Stabilitäts- und Wachstumspakts eingehalten und bis 2016 das 
strukturelle Defizit auf 0,35% des BIP zurückgeführt werden, wie es die 
neue Schuldenregel des Grundgesetzes vorschreibt. Der Schwerpunkt 
des deutschen Sparpaketes liegt auf der Ausgabenseite, denn es soll dort 
ansetzen, „wo Einsparungen und höhere Einnahmen möglich sind, ohne 
das Wachstumspotenzial der Wirtschaft und die soziale Balance zu ge-
fährden“.17 Dennoch plant die Bundesregierung auch maßgebliche Ein-
schnitte im Sozialhaushalt, die über 30% der gesamten Konsolidierung 
ausmachen, denn eine nachhaltige Haushaltssanierung kann nur gelin-
gen, „…wenn auch dieser Bereich einen zielgerichteten und fairen Beitrag 
leistet“.18 

Die konservativ-liberale Regierung plant neben den Kürzungen des 
Elterngeldes für Arbeitslosenhilfe-II-Empfänger, sogenannte Pflichtleis-
tungen in Ermessensleistungen umzuwandeln, Zuschüsse für Heizungs-
gelder und den staatlichen Rentenversicherungsbeitragssatz für diese 
Gruppe abzuschaffen. Wer ein Jahr Arbeitslosengeld II bezieht, erwirbt 
gegenwärtig noch einen zusätzlichen Rentenanspruch von 2,20 Euro im 
Monat. Da dieser Betrag nicht ausreicht, um eine auskömmliche Rente zu 
beziehen, schafft die Bundesregierung diesen nun vollständig ab. Neben 
diesen Maßnahmen, die bei den Bedürftigsten der Gesellschaft ansetzen, 
plant die Regierung Einschnitte im Elterngeld und in der Gesundheitspo-
litik. Auch in den letzteren beiden Bereichen, in denen es möglich wäre, 
einen verteilungspolitisch progressiven Effekt einzubauen, setzt die Kon-
solidierungspolitik der Regierung bei den untersten Einkommen an.

Anders als die meisten europäischen Länder adjustiert die deutsche Re-
gierung nicht die Altersrenten. Jedoch schon in vorangegangenen Jahren 
war das Rentenniveau anhand einer Reihe von Reformen gesenkt und die 
Rolle von privaten und betrieblichen Renten gestärkt worden.19 Darüber 
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hinaus setzten die Konsolidierungsmaßnahmen beim Gesundheitssystem 
an: Neben Arzneimittelherstellern, Ärzten und Krankenhäusern müssen 
insbesondere die Versicherten der gesetzlichen Krankenversicherung die 
ansteigenden Gesundheitsausgaben tragen. Mit der Gesundheitsreform 
2011 können Kassen einen Zusatzbeitrag von den Mitgliedern erheben, 
um „die Transparenz und den Wettbewerb zu fördern“.20 Jedoch ist der 
Beitrag einkommensunabhängig und als ein Einstieg in die Kopfpauschale 
gesehen werden kann. Aufgrund regressiver Effekte von Kopfpauschalen 
sind niedrige Einkommen vergleichsweise höher belastet, trotz des Solida-
ritätszuschlags. Die Reform stellt auch eine Aufhebung der Beitragsparität 
zwischen Arbeitnehmer und -geber dar, welche bislang ein Grundprinzip 
der deutschen Gesundheitsversicherung war.

Die Haushaltskonsolidierung der Bundesregierung und die sozialstaatli-
chen Reformen fallen gemessen am BIP vergleichsweise gering aus. Dies 
liegt sicherlich an der guten aktuellen wirtschaftlichen und somit auch 
haushaltspolitischen Entwicklung der deutschen Wirtschaft. Trotz des re-
lativ geringen Sanierungsausmaßes weisen die Reformen in eine klare 
sozialpolitische Richtung: Die Maßnahmen setzen bei den Bedürftigsten 
der Gesellschaft an, wobei es sich nicht um die Sicherung oder den Aus-
bau sozialstaatlicher Leistungen für Arbeitslose und Bedürftige handelt. Im 
Gegenteil, alle zusätzlichen Bezüge werden abgebaut, um die Arbeitsan-
reize zur Erwerbsteilnahme und zur Eigenverantwortung zu stärken. Die 
Grundidee der ‚sozialen Balance‘, wie sie von der konservativ-liberalen 
Regierung avanciert wird, kann somit nicht im Sinne sozialer Inklusion und 
Einkommenssicherung verstanden werden, sondern als eine Abkehr von 
hohen Sozialleistungen und als eine Wende hin zu individueller Verant-
wortung und Eigenvorsorge. 

 2.2 Das spanische Sparprogramm

Mit der Haushaltsplanung 2010 begann der spanische Konsolidierungs-
prozess. Er enthält das Ziel, das Finanzierungsdefizit bis 2013 auf 3% 
des BIP zu reduzieren.21 Es blieb jedoch nicht bei diesem ersten Paket, 
sondern im Laufe des Jahres verschärfte die Regierung ihren Sparkurs: 
Neben dem Austeritätsplan (2011-2013) und dem Aktionsplan (2010), 
welche erhebliche Ausgabenkürzungen im öffentlichen Dienst vorsehen, 
verabschiedete die Regierung Gesetze zu strukturellen Reformen im 
Rentensystem und Arbeitsmarkt sowie zusätzliche Einsparungen in einer 
Höhe von 15 Mrd. €.22 Diese umfangreichen Reformen sollen Spaniens 
Haushalt sanieren, indem sie das Wirtschaftswachstum ankurbeln und die 
soziale Grundversorgung sicherstellen. Die spanische Strategie setzt da-
bei auf eine Mischung aus Ausgabenkürzung und Einnahmeerhöhungen 
(siehe auch Tabelle 1).
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Mit der ersten Konsolidierungswelle, der Haushaltsplanung 2010, be-
schloss die Regierung, das Defizit um 2,1% des BIP zu reduzieren, wobei 
keine erheblichen Einschnitte in den Sozialstaat vorgesehen waren. Die 
Regierung erhöhte die Mehrwertsteuer, die Besteuerung von Zinserträgen 
sowie einige Verbrauchssteuern. Darüber hinaus sollten Anreize zur Sta-
bilisierung von Arbeitsplätzen gesetzt werden, indem die Unternehmens-
besteuerung von 25% auf 20% für solche KMUs gesenkt wurde, die ihre 
Beschäftigungsquote halten oder erweitern. Auf der Ausgabenseite plante 
die Regierung eine Nullrunde der Löhne des öffentlichen Dienstes sowie 
der Renten. Erhebliche Reformen und Einschnitte in den spanischen Sozi-
alstaat waren jedoch nicht vorgesehen. Jedoch setzte die sozialdemokra-
tische Regierung zusätzliche Sparmaßnahmen um, welche Einsparungen 
im Rentensystem und in anderen sozialpolitischen Bereichen vorsahen. 

Im Rahmen der ‚Strategie für eine nachhaltige Wirtschaft und Haus-
haltslage‘ implementierte Spaniens Regierung eine Anzahl struktureller 
Reformen im Bereich der Renten- und der Arbeitsmarktpolitik. Letztere 
sollten die Tarifverhandlungen und den Kündigungsschutz flexibilisieren 
und gleichzeitig die Arbeitnehmerrechte bei befristeten Verträgen stär-
ken.23 Das Ziel war es, so die Beschäftigungslage zu stabilisieren, denn ei-
nes der größten Probleme Spaniens ist das große Ausmaß an befristeten 
und provisorischen Arbeitsverhältnissen, die fast 30% der Arbeitsverträge 
ausmachen und somit deutlich über dem europäischen Durchschnitt von 
14% liegen.24 Fehlende beschäftigungspolitische Stabilisatoren erklären 
sicherlich auch den starken Anstieg der Arbeitslosenquote seit Beginn der 
Wirtschaftskrise. Dass eine weitere Flexibilisierung zu einer Stabilisierung 
beiträgt, mag sich aus der Geschichte Spaniens erklären, wo ein neolibe-
raler Ansatz seit dem Frankismus-Ende großes Gewicht hat.25

Auch der Toledo-Pakt (2010), welcher eine umfassende Rentenreform 
vorsah und Einsparungen von 4% des BIP im Jahr 2030 erreichen soll,26 
ist Teil der Strategie für eine nachhaltige Wirtschaft und Haushaltslage. 
Die Rentenreform beinhaltet Maßnahmen, die dem OECD-Trend entspre-
chen:27 ein uniformes Rentensystem wird errichtet, die individuelle Äquiva-
lenz verstärkt, das Rentenalter erhöht und die minimale Einzahldauer von 
15 auf 25 Jahre angehoben. Des Weiteren wird die Altersteilzeit vorüber-
gehend abgeschafft und die Rentenerhöhung in 2011 ausgesetzt, wobei 
die Sozialrente von den letzten beiden Maßnahmen ausgenommen ist.28 
Ziel der Reformen ist es, Anreize zur regelmäßigen und längeren Einzah-
lung in die Rentenkassen zu schaffen. Dennoch führt insbesondere eine 
Verstärkung der individuellen Äquivalenz, welche den Zusammenhang 
von Beitragszahlung und Rentenhöhe forcieren soll, zu einer interper-
sonellen Umverteilung der Renten: Jene mit niedrigem Einkommen und 
unbeständiger Beschäftigung werden zunehmend geringere Leistungen 
erhalten als solche mit stabilem und hohen Einkommen. In Spanien, wo 
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die Arbeitslosenquote zurzeit 20% beträgt und es eine hohe Anzahl an 
befristeten Arbeitsverträgen gibt, wird diese Reform voraussichtlich die 
Einkommensungleichheit im Alter verstärken. 

Darüber hinaus plant die Regierung den sogenannten ‚Baby-Cheque’ 
abzuschaffen und die Kosten im Gesundheitssektor zu reduzieren. Der 
Baby-Cheque wurde von der sozialdemokratische Regierung im Jahr 
2007 eingeführt und berechtigt Eltern bei der Geburt ihres Kindes zu einer 
einmaligen Beziehung von mindestens 2.500 €. Ab 2011 wird diese ein-
kommensunabhängige Unterstützung abgeschafft. Auch die Reformen im 
Gesundheitssystem zielen darauf ab, die Kosten zu senken: Das staatli-
che System gewährt jedem Bürger Anspruch auf eine kostenlose Gesund-
heitsversorgung. Jedoch sind die Ausgaben für Medikamente in Spanien 
hoch und die Infrastruktur mangelhaft und veraltet.29 Die aktuellen Refor-
men zielen insbesondere auf eine Senkung der Arzneimittelkosten: Indem 
zum Beispiel die Preise von Generika reduziert und Preisdeckelungen ein-
geführt werden, sollen 1,5 Mrd. Euro pro Jahr gespart werden. So erhebt 
die sozialdemokratische Regierung zwar keine individuellen Zuzahlungen, 
jedoch deckt das staatliche Gesundheitssystem nur die Medikamenten-
kosten, die sich an die neuen Preisregelungen anpassen. 

Die im Rahmen der haushaltspolitischen Konsolidierung sozialpoliti-
schen Kürzungen der spanischen Regierung sind insgesamt moderat 
(siehe auch Tabelle 1), da keine expliziten Einschnitte in der Grundver-
sorgung von Sozialversicherungsempfängern vorgesehen sind. Dennoch 
müssen die Reformen als überwiegend liberal und regressiv eingestuft 
werden, da die Abschaffung des Baby-Cheques Familien mit einem nied-
rigen Einkommen relativ am härtesten treffen. Auch die Rentenreform 
sanktioniert jene am meisten, die eine instabile und unregelmäßige Arbeit 
haben. In Anbetracht der hohen Arbeitslosigkeit und der Instabilität auf 
dem spanischen Arbeitsmarkt könnte die Rentenreform für viele erheb-
lich niedrigere Bezüge bewirken. Darüber hinaus plant Zapateros Regie-
rung keinen verteilungspolitischen Ausgleich über die Besteuerung von 
hohen Einkommen oder Vermögen, sodass die Haushaltssanierung über-
wiegend Familien und zukünftigen Rentner mit geringem und irregulärem 
Einkommen belastet.

2.3 Das hellenische Sparpaket

Die sozialdemokratische Regierung setzt auf harte Sparmaßnahmen, 
die auch das griechische Sozialsystem nicht unangetastet lassen. Das 
Stabilitätsprogramm 2010 hatte zum Ziel, das Haushaltsdefizit in demsel-
ben Jahr um 4% auf 8,7% zu reduzieren.30 Als sich kurz darauf Anfang 
2010 die Gefahr eines Staatsbankrotts abzeichnete und Griechenland 
ein internationales Rettungspaket unterzeichnete, beschloss Papandre-
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ous Regierung zusätzliche Sparmaßnahmen von 2% des BIP, was einem 
Wert von 4,8 Mrd. Euro entsprach.31 Die Sanierungsstrategie der Re-
gierung war umfassend und betraf sowohl Steuererhöhungen als auch 
Einsparungen im Sozialsystem. Obwohl Letztere nicht im Mittelpunkt der 
Konsolidierungsmaßnahmen standen, sind essenzielle Bereiche wie die 
Alterssicherung, die Arbeitsmarktpolitik und die Gesundheitsversorgung 
maßgeblich betroffen. 

Dem Parlament wurde eine umfangreiche Rentenreform vorgelegt, denn 
– so wurde argumentiert – nur so würde Griechenland seine öffentlichen 
Finanzen nachhaltig gestalten können. Die Kosten der Alterssicherung 
stiegen in den letzten Jahren von 4,5% des BIP in 2005 auf 6,6% des BIP 
in 2009. Prognosen weisen darauf hin, dass die Rentenausgaben ohne 
Neuausrichtung im Jahr 2060 sogar 24% des BIP übersteigen würden. 
Die Ausgaben liegen deutlich über den durchschnittlichen Werten der 
europäischen Mitgliedsstaaten, was auf eine Begünstigung der Renten-
empfänger bei den Sozialausgaben hinweisen könnte. Dennoch fällt die 
beitragsunabhängige Sozialrente mit einer monatlichen Grundrente von 
228 Euro (2006) recht niedrig aus, und das System ist stark segmentiert 
mit großen Unterschieden der Leistungsniveaus, dem Renteneintrittsalter 
und dem Beitragssystem. Seit Mitte der 1990er-Jahre steht eine Reform 
des Rentensystems ganz oben auf der politischen Agenda, wesentliche 
Ergebnisse blieben vor Ausbruch der Krise jedoch aus. 

Im Juli 2010 stimmte das Parlament dieser umfangreichen Rentenre-
form zu, welche bis 2012 drei Mrd. Euro einsparen soll. Eine Reihe von 
Maßnahmen sollen dazu beitragen, die Altersausgaben zu rationalisieren 
und zugleich Anreize zur Beschäftigung zu setzen, indem die individuel-
le Beitragsäquivalenz gefördert wird: So wird das Rentenalter für Män-
ner und Frauen auf 65 Jahre angehoben, die Rentenbezüge werden an 
BIP-Fluktuationen angepasst, Anreize zur Frühverrentung abgeschafft, 
die Einzahlungsdauer für den Bezug der Mindestrente wird angehoben 
und die Beitragsbemessungsgrundlage erweitert, sodass sie sich nicht 
mehr ausschließlich auf die letzten Einkommensjahre bezieht. Darüber 
hinaus gibt es Nullrunden für die Jahre 2010-2012, Ferien- und Feiertags-
Bonusse werden reduziert, und jene, die eine Rente von über 1.400 Euro 
im Monat beziehen, zahlen zukünftig eine extra Einkommensteuer von bis 
zu 10%. Die Rentenreformen stehen im allgemeinen Trend der OECD-
Staaten, welche verstärkt auf eine individuelle Beitragsäquivalenz, auf ein 
Lebenseinkommensprinzip sowie auf eine Erhöhung des Eintrittsalters 
setzen.32 Die Reformen lassen erwarten, dass staatliche Rentenleistun-
gen künftig niedriger und stärker ungleich verteilt sein werden, wobei die 
10%ige Steuer für höhere Renten diesen Effekt teilweise kompensiert.

Auch das griechische Gesundheitssystem ist von den Sparmaßnahmen 
betroffen. Durch eine Reduzierung der staatlich finanzierten Arzneimittel 
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und die Einführung von Preis- und Kostendeckelungen für Krankenhäuser 
sollen mindestens 300 Mio. Euro eingespart werden. Im Gegensatz zu 
den Renten lagen die öffentlichen Ausgaben für Gesundheit jedoch schon 
vor der Krise unter den entsprechenden Werten anderer EU-Staaten.33 
Außerdem zeigte das 1983 eingeführte staatliche System, mit dem ein 
universeller Zugang und Deckungsgrad von Gesundheitsleistungen er-
möglicht werden sollte, schon frühzeitig gravierende Ineffizienzen, Finan-
zierungsdefizite, Korruption und Ungleichbehandlungen.34 Inwiefern die 
geplanten Reformen diese Probleme beheben werden, ist bislang unklar. 

Die Reformen des Renten- und Arbeitsmarktes sind dazu gedacht, die 
Anreize für eine ‚normale‘ Erwerbstätigkeit zu intensivieren. Sowohl die 
Rentenreform, welche die individuelle Beitragsäquivalenz stärkt, als auch 
die beschäftigungspolitische Politikausrichtung setzen vermehrt auf An-
reize, wobei eine Umverteilungskomponente und Einkommensstabilisie-
rung wenig von Bedeutung ist. Immerhin scheute die sozialdemokratische 
Regierung vor expliziten Kürzungen der Sozialleistungen zurück und er-
hob extra Steuern auf höhere Renten sowie Einmalzahlungen auf hohe 
Profitraten und teure Immobilien. Die sozialpolitischen Reformen passen 
in das Paradigma des sozialinvestiven Sozialstaats, der weniger auf Um-
verteilung und Einkommenssicherung setzt als auf Anreize zur arbeits-
marktlichen Teilnahme. Dennoch ist das griechische Sparprogramm ver-
hältnismäßig moderat, da es keine Kürzungen bei den Bedürftigsten der 
Gesellschaft vorsieht (siehe auch Abschnitt 3).

 2.4 Islands Sparpaket

Im Juli 2009 präsentierte die links-grüne Regierung das Konsolidie-
rungspaket für den öffentlichen Haushalt, welches sich auf 179 Mrd. Kro-
nen belief bzw. 12% des BIP ausmachte. Dies entsprach einer deutlichen 
Milderung gegenüber dem vorherigen Programm der konservativen Re-
gierung, welche Einsparungen von 16% des BIP plante.35 In dem Zeit-
raum von 2009 bis 2013 sollen jährlich 35 Mrd. Kronen (ca. 1,17 Mrd. 
Euro) gespart werden, was 2,3% des BIP entspricht. Die Maßnahmen 
sind allumfassend und beinhalten sowohl Ausgabenkürzungen als auch 
Steuererhöhungen mit dem Ziel, im Jahr 2011 einen positiven Primärsaldo 
und 2013 einen positiven Finanzierungssaldo zu erzielen.36 Obwohl die 
Regierung die Meinung vertritt, dass aufgrund der anhaltenden Rezession 
Steuererhöhungen das Wirtschaftswachstum des Landes weniger scha-
den würden, stellen Ausgabenkürzungen mit 64% des Konsolidierungspa-
kets den größten Anteil dar.37

Auf der Einnahmenseite verabschiedete die isländische Regierung um-
fangreiche Reformen. Im Juli 2009 erhöhte sie unter anderem die Sozial-
versicherungsbeiträge von 5,34% auf 7%, die Mehrwertsteuer um einen 
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halben Prozentpunkt, eine Reihe von Verbrauchssteuern, die Kapitalsteu-
er für Erträge über 250.000 Kronen von 10% auf 15% und führte einen 
temporären Steuerzusatz auf monatliche Einkommen von über 700.000 
Kronen (ca. 4.600 €) ein.38 Des Weiteren ist auch eine Erhöhung der 
Körperschaftsteuer geplant, welche bislang bei lediglich 18% liegt. Die-
se steuerpolitischen Maßnahmen sind progressiv, da die Regierung ne-
ben pauschalen Steuererhebungen insbesondere höhere Einkommen zur 
Kasse bittet.

Auch bezüglich der Ausgabenseiten versuchte die links-grüne Regie-
rung, unverhältnismäßige Lasten für niedrige Einkommen und so größere 
Einschnitte in deren Lebensstandards zu vermeiden. Trotz dieses Politik-
ansatzes blieb Island nicht von sozialpolitischen Einschnitten verschont: 
Die Einsparungen betrafen insbesondere die Alters- und Invalidenrenten 
sowie die Krankenversicherung und Kindergelder. Kürzungen in diesen 
Bereichen sollten die Ausgaben bis 2010 um fast 10 Mrd. Kronen redu-
zieren, wobei die Maßnahmen nicht die Mindestbezüge betrafen, sondern 
jene, die von universellen Leistungen trotz höherer Einkommen profitier-
ten. 

Der aktuelle Politikansatz, der niedrige Einkommen unangetastet lässt, 
stellt eine Abkehr von den sozialpolitischen Reformen Islands dar. In den 
1990ern verstärkte Island den Anteil der individuellen Nutzer-Finanzie-
rung von öffentlichen Dienstleistungen sowie die Verbindung von indivi-
duellen Leistungszahlungen und Bezügen. Im Rentensystem wurde ne-
ben der staatlichen und der betrieblichen Renten eine zusätzliche private 
Vorsorge eingeführt und mit steuerpolitischen Anreizen versehen. Auch 
die Basisrente, die ursprünglich einkommensunabhängig war, wurde an 
individuelle Einzahlungen angepasst. 

Das Konsolidierungspaket betrifft auch das nationale Gesundheitssys-
tem, das wie in den meisten nordischen Staaten größtenteils staatlich 
organisiert ist. Die Gesundheitskosten Islands liegen traditionell deut-
lich über dem EU-Durchschnitt, da es über ein weit ausgebautes Netz-
werk verfügt. Jedoch gab es in diesem Bereich seit den 1990ern eine 
Abkehr von universellen und gebührenfreien Leistungsansprüchen. Der 
Zugang zu kostenlosen Dienstleistungen wurde eingeschränkt, Gebühren 
für sämtliche Leistungen eingeführt und die Eigenbeteiligung bei Medika-
menten erhöht. Die aktuellen gesundheitspolitischen Reformen stehen im 
Lichte dieser Entwicklung, denn die Zuzahlungen für Arzneimittel werden 
erhöht, um die Nachfrage für Generika zu stärken und die Kosten um 10% 
zu senken. Ähnlich wie im Rentensystem wird die Basisversorgung über 
kostenlose Generika aufrechterhalten. Dennoch kann diese Entwicklung 
auch zu einer gesellschaftlichen Spaltung im Gesundheitssystem führen, 
in dem sich nur einige spezielle Arzneimittel leisten können.

Neben den Renten und den Gesundheitskosten sind auch die Kindergeld-
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bezüge und Elterngelder von den Sparmaßnahmen betroffen. Während 
Kindergelder bei Familien mit Kindern unter sieben Jahren gegenwärtig 
noch unabhängig vom Einkommen der Eltern gezahlt werden, sollen die 
Leistungsansprüche von nun an zumindest teilweise einkommensabhän-
gig sein, um Einsparungen von 1 Mrd. Kronen zu erwirtschaften. Darüber 
hinaus kürzt die Regierung das Elterngeld, das 80% des Einkommens 
ausmacht und bislang maximal 400.000 Kronen pro Monat betrug. Die 
Höchstzahlung wird im Rahmen des Sparpaketes auf 350.000 Kronen 
monatlich reduziert, sodass insbesondere höhere und mittlere Einkom-
men von dieser Maßnahme betroffen sind. Denn jene Eltern, die weniger 
als 437.500 Kronen (ca. 2.900 €) verdienen, erhalten weiterhin 80% ihres 
Einkommens. Die Regierung schätzt, dass sich diese Maßnahme auf 70 
Mio. Kronen belaufen wird und 15% der Eltern beeinträchtigt, davon 30% 
der Männer und 10% der Frauen. Ähnlich wie im Rentenbereich und in der 
Gesundheitspolitik stellen diese Reformen eine Abkehr von universellen 
Leistungsansprüchen dar und betonen bedürftigkeitsabhängige Bezüge.

Das Sparpaket der links-grünen Koalition Islands ist überwiegend pro-
gressiv und verhindert somit eine wachsende Einkommensungleichheit 
der Bevölkerung. Denn die Regierung reduziert die Leistungsbezüge 
insbesondere für jene mit besseren Einkommen, während Wenigverdie-
ner von den Maßnahmen unberührt bleiben. Leitungsansprüche werden 
so mit steigendem Einkommen reduziert und Rentenbezüge bei einem 
Einkommen über vier Mio. Kronen im Jahr komplett abgeschafft. Dass 
bedeutet, dass es zwar eine Abkehr von universellen einkommensunab-
hängigen Leistungen gibt, die Mindestzulagen und Lebensstandards der 
unteren Einkommen jedoch gesichert werden. 

 2.5 Das rumänische Sparprogramm

Schon im Jahr 2009 begann die rumänische Regierung mit einem strik-
ten Sparkurs. Das Haushaltsbudget sah eine Erhöhung der Sozialversi-
cherungsbeiträge um 3,3% vor sowie Kürzungen der Gehälter des öffent-
lichen Dienstes und eine Reduzierung von Stellen. Mit Bewilligung des 
internationalen Milliardenkredits verabschiedete Rumänien im Mai 2009 
das erste zusätzliche Konsolidierungsprogramm. Als ein Jahr später er-
sichtlich wurde, dass trotz Reformen das vereinbarte Defizitziel nicht zu 
erreichen wäre, verabschiedete die Regierung ein weiteres Sparpaket. Es 
sieht tiefe Einschnitte in den rumänischen Sozialstaat vor: Kürzung aller 
Sozialtransfers um 15% und Senkung der öffentlichen Gehälter um 25%, 
um einen strukturell ausgeglichenes Staatshaushalt bis 2014 zu erzielen. 

Die Regierung vertritt einen Ansatz, der hauptsächlich Einsparungen 
vorsieht, wobei eine Erhöhung der Steuereinnahmen vorerst nicht vor-
gesehen war. Zum Erreichen des haushaltspolitischen Zieles plante die 
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rumänische Regierung in der ersten Sparrunde die Einführung eines Ge-
setzes für ‚Einheitliche Renten’ sowie für ein ‚Einheitliches Zahlungssys-
tem‘. Während das Letztere auf die Vereinheitlichung und Effizienz der 
Besoldung im öffentlichen Dienst setzte, befasst sich das erste Gesetz mit 
einer umfassenden Rentenreform. Die Rentenreform soll 2011 umgesetzt 
werden und das Budgetdefizit langfristig bis zu 4% entlasten.41

Die Rentenreform umfasst eine Anzahl von Maßnahmen, um die Kosten 
langfristig zu reduzieren. So wird das Renteneintrittsalter auf 65 Jahre 
angehoben und für Männer und Frauen vereinheitlicht, die minimale Ein-
zahlungsdauer erhöht, und die Geltung wird unter anderem auf Freiberuf-
ler und den öffentlichen Sektor erweitert. Darüber hinaus wird die Ren-
tenanpassung auf eine Inflationsindexierung umgestellt, welche langfristig 
erhebliche Einsparungen bedeutet, da sich die Anpassung zunehmend 
an Konsumentenpreisen orientiert und weniger an den Einkommenszu-
wächsen der Erwerbstätigen. Zukünftig berechnet sich die Rentenhöhe 
außerdem auf Grundlage der gesamten Beitragszahlungen und nicht 
mehr nur aus dem Verdienst der letzten Versicherungsjahre. Obwohl die-
se Maßnahmen sicherlich einen Anreiz darstellen, länger und beständi-
ger im Erwerbsleben zu bleiben, führen sie auch zu geringeren Renten, 
insbesondere für Menschen mit unsteten Beitragszahlungen. Neben der 
Neuausrichtung des öffentlichen Rentensystems hebt die rumänische Re-
gierung die Bedeutung des privaten Rentensystems für die Zukunft her-
vor. Seit 2007 findet die private und kapitalfinanzierte Vorsorge vermehrt 
Zuwendung.

Am 6. Mai 2010 kündigte der Finanzminister Konsolidierungsmaßnah-
men an, mit der Begründung, dass die Auszahlung des nächsten IWF-
Kredits davon abhinge. Während es stimmt, dass der IWF eine weitere 
haushaltpolitische Konsolidierung von 2,3% des BIP in 2010 verlangte, 
so gab es keine konkreten Vorgaben über die Art und Weise der Sanie-
rung. Im Rahmen des zweiten Sparpaketes standen jedoch drastische 
Kürzungen der Sozialhaushaltes und im Bereich des öffentlichen Diens-
tes im Vordergrund (siehe oben). Während eine pauschale Reduzierung 
der Renten vom Verfassungsgericht gestoppt wurde, so sind die anderen 
Bereiche wie die Arbeitslosenversicherung und das Elterngeld von die-
sen drastischen Kürzungen  betroffen. Die Maßnahmen umfassen jedoch 
keine Mindestbezüge und schützten somit nicht die Bedürftigsten der Ge-
sellschaft. 

Während die rumänische Konsolidierungsstrategie auf massive Einspa-
rungen setzte, waren kaum Steuererhöhungen geplant. Im Juli 2010 hob 
die Regierung zwar den Mehrwertsteuersatz von 19% auf 24% an. Dies 
war jedoch eine Notmaßnahme, da die geplanten Rentenkürzungen um 
15% als verfassungswidrig erklärt wurden. Darüber hinaus hebt Rumäni-
en jedoch keine zusätzliche Steuer an, und ein verteilungspolitischer Aus-
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gleich über eine Vermögens- und Erbschaftssteuer oder über die Besteu-
erung von Devisen- und Spekulationsgewinne ist von der Regierung nicht 
vorgesehen. Der strikte Sparkurs der Regierung betrifft somit neben dem 
öffentlichen Sektor insbesondere Rentner, Familien und Sozialempfänger. 
Dabei wird jedoch nicht zwischen verschiedenen Einkommensgruppen 
differenziert, sondern aufgrund der pauschalen Kürzungen werden niedri-
ge Einkommen relativ mehr belastet. 

Die Reformen der rumänischen Regierung stellen einen regressiven Po-
litikansatz dar, der hohe und stabile Einkommen von den Sparmaßnah-
men verschont. Während das Konsolidierungspaket alle Beitragsempfän-
ger betrifft, werden die einkommensstarken und vermögenden Schichten 
von kollektiven Verpflichtungen zur Ausgleichung des Budgetdefizits aus-
gespart. Natürlich sind diese auch von der Erhöhung der Mehrwertsteuer 
betroffen, darüber hinaus werden sie jedoch von der Regierung nicht an 
den Kosten beteiligt. So müssen die sozial schwachen Gruppen nicht nur 
relativ, sondern auch nominal stärker für die Haushaltssanierung haften. 
Der Sparkurs der rumänischen Regierung kann somit als ein Rückzug des 
Staates von verteilungs- und sozialpolitischen Zielen bewertet werden.

 2.6 „Welfare that Works“: Das britische Sparprogramm

Das Sparprogramm der konservativ-liberalen Regierung steht unter 
den Leitbegriffen der Eigenverantwortung und der Freiheit. Der Fünfjah-
resplan zielt darauf ab, das strukturelle Defizit bis 2014-15 zu beseitigen 
und die Nettokreditaufnahme von 11,4% auf 1,1% im Haushaltsjahr 2015-
2016 zu senken. Neben der Einführung einer Bankensteuer, der Erhöhung 
der Mehrwertsteuer und der Kapitalbesteuerung plant die Regierung den 
Schuldenabbau überwiegend durch Einsparungen zu erzielen: Im Jahr 
2015 sollen 77% des Konsolidierungsprogramms über Ausgabenkürzun-
gen erzielt werden.42 Die Etats fast aller Ministerien werden gekürzt, eine 
halbe Million Stellen des öffentlichen Sektors gestrichen, die Briten müs-
sen länger arbeiten, und die Sozialausgaben sowie der Sozialbetrug und 
Missbrauch sollen reduziert werden. 

Ziel der sozialstaatlichen Reformen Großbritanniens ist es, die Verant-
wortung des Einzelnen zu erhöhen und anhand von Sanktionen und dem 
Abbau von Leistungen die Anreize zu einer sozialversicherungspflichtigen 
Beschäftigung zu verstärken, damit sich „Arbeit immer auszahlt“.43 Die 
Maßnahmen der Regierung sind umfassend und betreffen Rentner, Allein-
erziehende, Sozialhilfeempfänger und Familien. Eine Umstellung vom Ein-
zelhandelspreisindex zum Verbraucherpreisindex soll für die Berechnung 
aller Leistungen eingeführt werden. Inwiefern diese Umstellung einen 
Nachteil für Leistungsempfänger darstellt, ist umstritten. Einige Studien 
zeigen jedoch, dass die Umstellung einer Kürzung der Bezüge entspricht 
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und dem Staat Einsparungen von rund £ 5,8 Mrd. in 2014-15 gewähren 
wird.44 

Neben der Neuausrichtung der Rentenindexierung beschloss die kon-
servativ-liberale Koalition auch, das Rentenalter weiter anzuheben und 
Steuererleichterungen für Renten über £ 130.000 im Jahr abzubauen. 
Während die Einschränkung von Steuererleichterungen nur höhere Ren-
ten berührt, trifft die Umstellung der Indexierung, welche eine Senkung 
des allgemeinen Rentenniveaus mit sich bringen könnte, insbesondere 
die Bezieher von Sozialrenten. Denn ein bezeichnendes Merkmal des bri-
tischen Rentensystems ist die Bedeutung von privaten und betrieblichen 
Renten, da die pauschale staatliche Rente allein nicht zur Lebenssiche-
rung reicht.45 Pensionäre, die kein anderes Einkommen beziehen, sind 
somit von weiteren Leistungen abhängig. Jedoch werden im Rahmen der 
Konsolidierungsstrategie auch andere, komplementäre Bezüge wie Woh-
nungs- und Kindergelder gekürzt.

Die Wohngeldzuschüsse, welche derzeit noch in Höhe von 50% des 
Mietspiegels erstattet werden, reduziert die Regierung auf 30%. Das be-
deutet, dass Bezieher dieser Leistungen nur zwischen den aller kosten-
günstigsten Wohnungen ihres Wohngebietes aussuchen können. Darü-
ber hinaus wird ein allgemeiner Maximalbezug eingeführt, der unabhängig 
von dem lokalen Mietspiegel ist, um 4.225 Mio. £ in den nächsten fünf 
Jahren zu sparen. Auch bei den Bezügen von Kindergeldern plant die 
Regierung eine Neuausrichtung, wobei Leistungen verstärkt an ein Be-
dürftigkeitskriterium geknüpft sind. Während Kindergelder, die unabhän-
gig vom Einkommen gezahlt werden, gekürzt werden, verstärkt die Re-
gierung die „Kinderkredite“, welche bedürftigkeitsabhängig sind. So wird 
eine Erhöhung der Kindergelder in den nächsten Jahren ausgesetzt und 
für Familien mit einem höheren Einkommen ab 2013 abgeschafft. Die-
se Entwicklung entspricht zentralen Werten des britischen Sozialstaats, 
der traditionell Leistungen für die Ärmsten und Kinder betont. Darüber hi-
naus können Alleinerziehende mit Kindern über fünf Jahren keine Einkom-
mensförderung mehr beziehen, sondern müssen sich zukünftig arbeitslos 
melden: Diese Maßnahme soll den Beschäftigungsanreiz für diese Grup-
pe stärken.  

Neben den Steuererhöhungen und sozialstaatlichen Reformen plante 
die britische Regierung auch, den Steuerfreibetrag für alle Einkommen 
um 1.000 Pfund zu erhöhen. Während die Einschnitte die Sozialversi-
cherungsbezieher am meisten treffen, profitieren höhere Einkommen von 
dieser Gutschrift relativ mehr. Das IFS beschreibt das britische Sparpro-
gramm somit als regressiv, wobei die größten Verlierer der konservativ-
liberalen Reformen die Sozialhilfeempfänger sind. Hingegen stellen Per-
sonen ohne Kinder mit einem höheren Einkommen die größten Gewinner 
dar, denn sie sind nicht von den Reformen betroffen und gewinnen dazu 
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durch die Erhöhung der Steuergutschrift. Obwohl das Sparpaket sicherlich 
umfassend ist und für einige Gruppen harte Einschnitte bedeutet, stellen 
die Reformen keine völlige Neuorientierung des britischen Sozialsystems 
dar, sondern in vieler Hinsicht eher eine Verfestigung des bestehenden 
liberalen Modells. 

3. Eine Gegenüberstellung der Sparprogramme

Tabelle 1 fasst die Befunde der Länderstudien zusammen und stellt die 
geplanten und umgesetzten Konsolidierungsumfänge der Staaten in Rela-
tion zum BIP sowie in Milliarden der nationalen Währung dar. Hierbei wird 
deutlich, dass die Umfänge stark variieren. Während Rumänien ein Paket 
in Höhe von fast 14% des BIP verabschiedete, beträgt das deutsche Spar-
programm lediglich 3,3% des BIP. Um jedoch eine solide Basis für einen 
zwischenstaatlichen Vergleich zu entwickeln, ist es sinnvoll, die Pläne in 
Relation zum BIP pro Jahr gegenüberzustellen. Rumänien liegt weiterhin 

k. D. = keine berechenbaren Daten verfügbar.
* Quelle: Die Daten sind eigene Berechnungen und basierend auf verschiedenen Quellen 
des Internationalen Währungsfonds, der Europäischen Union und nationalen Budgetplä-
nen.
** Quelle: EU Öffentliche Finanzen (2010) 60.
*** D: Zukunftspaket (2010); UK: Budgetplan (2010); ISL: Finanzplan 2009-13.

Tabelle 1: Synopse* der nationalen Sparprogramme

Sparprogramm D ES GR GB RO ISL

% des BIP 3,3*** 8,5** 10,5** 7,2** 13,9* 12***

% des BIP pro Jahr 0,8 2 -3  3 1,8-2  7 2,4

Mrd. in nationaler 
Währung

80 €
2010-14

85 €
2010-13

24 €
2010-13

k. D.
2010-
12/13

74,6 Lei
2009-10

179 ISK
2009-13

1. Einnahme-
erhöhungen

33 41,2** 42,9 31 15 36

Davon:
-Unternehmenssteuern 7,546 -1,6 8,5 -8,5 / 1,4

-Einkommensteuer / / / -11,5647 / 32,3

-Mehrwertsteuer / 11,4 23,4 44,9 10 4,6

2. Ausgaben-
kürzungen

52 58,8 57,1 69 85 64

Davon:
-Sozialstaatliche

34 5,4 k.D. 21,9 k.D. 15,6
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mit einem jährlichen Konsolidierungseffekt von 7% des BIP an der Spitze, 
gefolgt von Griechenland mit 3%. Hingegen befindet sich das deutsche 
Paket der konservativ-liberalen Koalition mit 0,8% am unteren Ende, und 
auch die spanischen und isländischen Programme der sozialdemokrati-
schen Regierung sind relativ gering. Die Umfänge der Konsolidierungs-
programme fallen somit recht unterschiedlich aus.

Die Differenzen sind u. a. auf die unterschiedlichen Krisenauswirkungen 
in den europäischen Ländern zurückzuführen. Während sich Deutsch-
lands Wirtschaftslage schnell zu erholen scheint und die Staatsschulden 
relativ gering betroffen sind, nahmen andere Länder wie Rumänien und 
Griechenland internationale Kredite auf, welche an eine strenge Budget-
planung und umfangreiche strukturelle Reformen gebunden sind. Bei ge-
nau diesen Staaten fallen die Sparprogramme somit besonders harsch 
aus. Dennoch sind auch Unterschiede zu verzeichnen: Island stand vor 
einem Staatsbankrott, da die Verstaatlichung der drei größten Landes-
banken die nationalen Finanzen bei Weitem überstieg. Obwohl die islän-
dische Regierung ein internationales Milliardenpaket beantragte, fällt das 
jährliche Konsolidierungsausmaß mit 2,4% recht gering aus. Der Ansatz 
der Regierung unter Ministerpräsidentin Sigurdardóttir, welcher Einspa-
rungen von insgesamt 12% des BIP vorsieht, ist jedoch langfristig über 
einen Zeitraum von fünf Jahren angelegt und somit im jährlichen Durch-
schnitt gering. 

In Tabelle 1 ist neben dem Konsolidierungsausmaß auch das Verhält-
nis zwischen Einnahmeerhöhungen und Ausgabenkürzungen in Prozent 
des jeweiligen Sparpaketes dargestellt. Gemäß den Berechnungen fokus-
sieren alle Staaten dabei überwiegend auf Kürzungen ihres Ausgaben-
haushaltes und nicht auf die Erhöhung oder Einführung von Steuer- und 
Sozialversicherungsabgaben. Dies ist damit zu erklären, dass die „wirt-
schaftliche Literatur zeigt, dass eine Konsolidierung über Einsparungs-
einschnitte effektiver ist und einen langfristigeren Effekt hat als eine Kon-
solidierung über Steuererhöhungen“, so die Europäische Kommission.48 
Jedoch wird aufgrund der Höhe der Staatsverschuldungen eine einseitige 
Konsolidierung als nicht ausreichend erachtet. 

Obwohl alle Staaten überwiegend auf Einsparungen setzten, sind im 
Hinblick auf die Konsolidierungsansätze erhebliche Unterschiede zu ver-
merken. Während fast die Hälfte des griechischen Sparprogramms über 
Steuereinnahmen erzielt werden, beträgt der Anteil im rumänischen Paket 
lediglich rund ein Sechstel. Diese Unterschiede sind zum einen darauf zu-
rückzuführen, dass nationale Voraussetzungen unterschiedlich sind und 
somit die Spielräume für Einsparungen und Steuererhöhungen verschie-
den ausfallen. Zum anderen sind in den Ländern jedoch auch Regierun-
gen im Amt mit unterschiedlichen ideologischen Werten und nationalen 
Traditionen, die folglich andere Konsolidierungsansätze bevorzugen. 
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Die Krise und die schlechte staatliche Finanzlage dienten in allen Staa-
ten als Auslöser und Rechtfertigung, um sozialstaatliche Kürzungen 
durchzusetzen. So betreffen in Deutschland etwa ein Drittel aller Konso-
lidierungsmaßnahmen sozialstaatliche Reformen, und in Großbritannien 
machen sie über ein Fünftel des Paketes aus. In Spanien hingegen liegen 
die Einsparungen bei rund 5% und Island bei etwa 15%. Während also 
einige Staaten das Hauptaugenmerk auf sozialstaatliche Kürzungen le-
gen, so fallen sie bei anderen sehr viel kleiner aus. Darüber hinaus zeigen 
die Befunde, dass eine automatische unkoordinierte europäische Konver-
genz unwahrscheinlich ist: denn auch jene Staaten wie Großbritannien 
und Rumänien, in denen die Sozialausgaben gemessen am BIP schon 
unter dem EU-Durchschnitt liegen (siehe Kapital 1), planen einen weiteren 
Abbau. So zeigen die empirischen Daten, dass es auch in Zukunft nicht 
automatisch zu einer europäischen Anpassung an einen sozialstaatlichen 
Standard kommen wird, sondern dass eine Europäische Koordinierung 
nötig ist.

Nicht nur der Anteil der Einschnitte in die Sozialstaaten sondern auch die 
Art und Weise der Einsparungen fällt unterschiedlich aus. Generell sind in 
allen Ländern entweder die Renten- oder die Gesundheitssysteme betrof-
fen, in vielen Fällen sogar beide. In diesen Bereichen zeichnen sich be-
stimmte Tendenzen ab: Im Rentenbereich kommt es neben der Anhebung 
des Renteneintrittsalters zu einer Erweiterung der Bemessungsgrundlage 
und zu einer Verstärkung der individuellen Beitragsäquivalenz. Während 
die meisten Regierungen strukturelle Reformen im Rentenbereich planen, 
wollte Rumänien ursprünglich pauschale Kürzungen um 15% bzw. 10% 
vornehmen. Da diese jedoch vom Verfassungsgericht als ungültig erklärt 
wurden, sollen nun strukturelle Reformen einen ähnlichen Effekt erzielen. 
Umso erstaunlicher ist es, dass die isländische Regierung eine Renten-
reform verabschiedete, die diesem Trend nicht entspricht. Rentenbezüge 
sollen hier mit steigendem Einkommen zurückgefahren und die individuel-
le Äquivalenz abgebaut werden.

Neben den Gesundheitssystemen sind in allen Staaten auch andere 
sozialstaatliche Ausgaben betroffen. In der Gesundheitspolitik werden 
Einsparungen über Preis- und Kostendeckelungen, einer Hinwendung zu 
Generika, dem Abbau von stationären Einrichtungen sowie über individu-
elle Medikamentenzuzahlungen erzielt. Während die nationalen Ausmaße 
verschieden ausfallen, so zeichnet sich ein Rückzug von staatlichen 
Leistungen und eine Wende hin zu individuellen Zuzahlungen und Risi-
kovorsorge ab. Neben Kürzungen im Gesundheitsbereich sind auch die 
Leistungen anderer sozialstaatlicher Bereiche zurückgefahren worden. In 
Rumänien wurden alle Leistungen um 15% gekürzt, in Deutschland die El-
terngelder für Sozialversicherungsbezieher gestrichen, in Großbritannien 
die Wohngeldzuschüsse, in Spanien der Baby-Cheque abgeschafft.
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Während die meisten Staaten bei den unteren Einkommensgruppen 
sparen, verfolgen nur wenige Regierungen eine Strategie, die auch hö-
here Einkommen an der Schuldenkonsolidierung beteiligt. Großbritannien 
und Deutschland beispielsweise sparen bei den Bedürftigsten und den 
Sozialversicherungsbeziehern mit dem Ziel, den Lohnabstand zu redu-
zieren und den Anreiz, eine Beschäftigung aufzunehmen, zu erhöhen. 
Dieser Ansatz stellt eine regressive Politik dar, mit der eine Umverteilung 
von niedrigen zu höheren Einkommen einhergeht. Aber auch jene Ansät-
ze, die überwiegend pauschale sozialstaatliche Kürzungen vorsehen wie 
Spanien und Rumänien, können als regressiv bewertet werden. Auf der 
anderen Seite verabschiedete Island jedoch sozialstaatliche Kürzungen, 
die überwiegend mittlere und höhere Einkommen treffen. Darüber hinaus 
sehen nur wenige Länder wie Island und Griechenland eine Beteiligung 
höherer Einkommen über eine Vermögens-, Reichen- oder Körperschafts-
steuer für profitable Unternehmen vor. Andere Staaten wie Großbritanni-
en führten zwar eine Bankenabgabe ein, jedoch senkten sie zugleich die 
Körperschaftssteuer und revidierten somit die Umverteilungskomponente.

Prinzipiell dienten die internationale Wirtschaftskrise und die daraus 
resultierende öffentlichen Schuldenlage in allen sechs Staaten als Aus-
löser und Rechtfertigung, um sozialstaatliche Kürzungen durchzusetzen. 
Obwohl sich in Hinsicht auf die Konsolidierungsstrategien gewisse Ähn-
lichkeiten abzeichnen, gibt es dennoch erhebliche Unterschiede: Auf der 
einen Seite scheint es wenige Staaten wie Island zu geben, deren An-
satz eine verteilungspolitische Komponente einschließt und somit einen 
progressiven Ansatz darstellt. Auf der anderen Seite setzten die meisten 
Konsolidierungsprogramme wie das Großbritanniens und Deutschlands 
gezielt bei unteren Einkommen an.

4. Ein kurzes Fazit

Europa hat sich längst davon verabschiedet, Sozialpolitik im Rahmen ei-
nes gesellschaftspolitischen Konzepts zu definieren. Die Wohlfahrtsstaa-
ten sind den historisch unterschiedlichen, europäischen Sozialmodellen 
gewichen, in denen Sozialpolitik ökonomischen und fiskalischen Prioritä-
ten zu folgen hat. Dies impliziert gleichermaßen eine rückläufige Solidar-
komponente in der Sozialversicherung wie eine materielle Ausgestaltung 
der Sozialpolitik – mit Blick auf deren vorgebliche Anreizwirkungen und 
Allokationseffekte –, die pro Versicherungsfall abnimmt. Diese allgemei-
ne Einschätzung gilt nicht nur für die hoch entwickelten EU-Staaten in 
der Mitte des Kontinents, sondern auch für die Konvergenzkandidaten im 
Süden und Osten der EU, die den einstmals gültigen Entwicklungspfad ei-
ner hohen Korrelation von Wirtschaftsentwicklung und Sozialausstattung 
verlassen haben.
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Die Hoffnung, dass die Weltfinanzkrise mit ihren sozialen Verwerfungen 
ein Umdenken einleiten könnte und das Europäische Sozialmodell doch 
noch zum umkämpften Terrain eines anderen europäischen Integrations-
modus werden könnte, scheinen sich vor dem Hintergrund der Haushalts-
lagen in fast allen EU-Staaten nicht zu bewahrheiten. Fast überall sind 
auch nach der Weltfinanzkrise die orthodoxen Diktionen der Finanzpolitik 
– ausgeglichener Haushalt im Rahmen des Stabilitäts- und Wachstums-
pakts – gültig bzw. werden gar noch schärfer formuliert. Auch scheint die 
Weisheit unumstößlich, wonach eine Haushaltskonsolidierung mittels kon-
sumtiver Ausgabenkürzungen erfolgversprechender sei als mittels Ein-
nahmeerhöhung.49 

In allen untersuchten Fällen – vielleicht mit der Ausnahme Islands – do-
miniert unabhängig von der Regierungszusammensetzung die regressive 
Ausgabenkürzung. Einnahmeerhöhungen mittels progressiver Erhöhung 
der Steuersätze spielen allenfalls eine untergeordnete Rolle – gelegentlich 
werden regressiv wirkende Mehrwertsteuererhöhungen teilweise durch 
Unternehmenssteuersenkungen kompensiert und damit die Regression 
erhöht. Selbst Länder wie Irland, die das europäische Hilfsprogramm in 
Anspruch nehmen müssen, scheinen sich erfolgreich dagegen zu weh-
ren, ihre wettbewerbsverzerrend niedrigen Unternehmenssteuersätze an-
heben zu müssen.

Da fast überall in der EU regressive Sparmaßnahmen in historisch 
einmaliger Größenordnung durchgeführt werden, sind die Konsolidie-
rungswirkungen zumindest unklar: Die immer noch dominante Fiskalor-
thodoxie baut auf das ‚Crowding-in‘ privater Investitionen bei sinkenden 
Staatsausgaben. Dann kann der Wachstumspfad unbeschädigt bleiben 
oder – bei entsprechenden Erwartungseffekten – sogar ansteigen und 
die Konsolidierung bei gekapptem Sozialstaat gelingen.50 Die alternative 
(keynesianische) Sicht hält die Hoffnung eines kompensierenden privaten 
‚Crowding-in‘ bei abnehmender Massenkaufkraft für naiv und befürchtet 
negative Auswirkungen auf den Wachstumspfad, die – je nach Größe 
der Multiplikator- und Akzeleratoreffekte – die Konsolidierung zumindest 
deutlich erschweren, wenn nicht sogar verhindern.51 Je verbreiteter die 
Sparbemühungen sind, desto geringer die Hoffnung, dass sich mangeln-
de Binnennachfrage erfolgreich durch ausländische (Export-)Nachfrage 
kompensieren ließe.52 Vieles spricht also für ein eher stagnatives Wachs-
tumsszenario in der EU, in dem die Konsolidierungsbemühungen wenig 
erfolgreich sein werden und somit der Druck auf regressive Maßnahmen 
gar noch zunimmt. 

Bedenkt man schließlich, dass die E(W)U durch zunehmende regionale 
Ungleichgewichte gekennzeichnet ist, die auf Dauer nicht nachhaltig sein 
können,53 so ist die Gefahr nicht von der Hand zu weisen, dass die pes-
simistische Konvergenzprognose Realität wird: Wenn eine Regulierung 
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auf EU-Ebene es nicht verhindert, könnte der Sozialabbau als Konsoli-
dierungs- und Wettbewerbsstrategie gleichermaßen dominant werden. 
Aufgrund der divergenten Sozialmodelle in den EU-Mitgliedsstaaten ist 
eine Harmonisierung der Sozialpolitik als Gegenstrategie nicht nur wenig 
überzeugend, sondern wohl auch nicht funktional. Ein Konzept aber, das 
die nationale Autonomie über die Ausgestaltung der Sozialpolitik erhielte, 
gleichzeitig aber absolute und auch relative Dumpingpraktiken unterbindet, 
könnte als akzeptable Form der Kooperation erscheinen: das sogenann-
te ‚Korridor-Modell‘.54 Hiernach wird der in den 1990er-Jahren geltende 
Zusammenhang zwischen Wirtschaftsentwicklung und sozialer Siche-
rung (vgl. Abbildung 2a) institutionell gesichert, indem jeder Mitgliedsstaat 
eine Sozialausgabenquote gemäß seines Entwicklungsstandes innerhalb 
eines vorgegebenen Korridors gewährleisten muss. Ökonomischer Auf-
stieg, wie ihn z. B. Irland realisierte, wäre mit einem entsprechenden Aus-
bau des Sozialstaates verbunden – die Prioritäten blieben weiterhin nati-
onale Angelegenheit, ein relatives Dumping wäre unterbunden. Und ein 
absoluter Dumpingprozess in Krisenzeiten wäre verhindert, solange die 
Gemeinschaft nicht in gemeinsamer Verantwortung eine Neubestimmung 
der Korridore festlegte.

Nach den milliardenschweren Rettungsschirmen für Banken und ganze 
Staaten wäre ein solches europäisches Sozialmodell als notwendiger so-
zialer Schutzschirm zu betrachten, der zweifellos die nationale Autonomie 
nicht stärker einschränkt, als die einheitliche Währung und der europäi-
sche Stabilitäts- und Wachstumspakt es längst tun. Die sozialen Proteste 
überall in Europa mahnen an, dass die EU ohne soziales Fundament lang-
fristig auf Sand gebaut sein könnte. 
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Zusammenfassung

Die jüngste Weltfinanzkrise hat weltweit zu starken Belastungen der öffentlichen Fi-
nanzen geführt. In der Folge dieser Entwicklung gerieten einige Eurozonen-Mitglieds-
länder in Solvenzkrisen und mithin die gesamte Europäische Währungsunion (EWU) in 
Gefahr. In der Folge dieser Entwicklungen wurden überall in der Europäischen Union 
Sparprogramme zur Haushaltskonsolidierung aufgelegt. In der vorliegenden Arbeit wer-
den anhand von sechs ausgewählten Ländern die finanzpolitischen Reaktionen und die 
Auswirkungen auf die Sozialpolitik untersucht und der Frage nachgegangen, ob sich 
Schlussfolgerungen für die Herausbildung eines Europäischen Sozialmodells ziehen las-
sen.
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